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 Qualitätsmanagementsatzung für Studium und Lehre  
(QM-Satzung Studium und Lehre) der Hochschule Mainz vom 

13.12.2022 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 S. 1 i. V. m. §§ 74 Abs. 2 Nr. 7, 76 Abs. 1 des Hochschulgesetzes in der Fassung vom 23. 
September 2020 (GVBl. S. 461), BS 223-41, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2021 (GVBl. 
453), hat der Senat der Hochschule Mainz in seiner Sitzung am 02. November 2022 mit Zustimmung des Hoch-
schulrates in der Sitzung am 17. November 2022 die folgende Satzung beschlossen. Sie wird hiermit bekannt ge-
macht. 
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1. Abschnitt: Allgemeine Regelungen 

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Satzung gilt für alle Organisationseinheiten der Hochschule Mainz und deren Angehörige. 

 

§ 2 Gegenstand und Ziele 

Diese Satzung enthält die besonderen Bestimmungen zur Evaluation im Rahmen des Qualitätsmanagementsys-
tems der Hochschule Mainz und beschreibt Verfahren und Instrumente zur Überprüfung und Weiterentwicklung 
der Qualität in Studium und Lehre und damit zusammenhängender Bereiche. 

2. Abschnitt: Senatsausschuss für Akkreditierung 

§ 3 Senatsausschuss für Akkreditierung 

(1) Der Senat setzt einen Senatsausschuss für Akkreditierung gemäß den einschlägigen Regelungen des Hoch-
schulgesetzes ein. Die Amtszeit der Mitglieder richtet sich nach dem Hochschulgesetz; Wiederwahl ist zu-
lässig. 

(2) Der Senatsausschuss für Akkreditierung begleitet die Weiterentwicklung der Studiengänge insbesondere 
mittels Studiengangsberichten. Er leitet zudem die anstehenden internen Akkreditierungsverfahren und 
Reakkreditierungsverfahren ein und schließt diese durch die Akkreditierungsentscheidung ab. Im Falle we-
sentlicher Änderungen an Studiengängen ist der Senatsausschuss für Akkreditierung zu befassen. 

(3) Dem Senatsausschuss gehören stimmberechtigt an 

• ein Mitglied der Hochschulleitung,  

• mindestens jeweils zwei Professorinnen oder Professoren aus jedem Fachbereich,  

• eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
oder der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung 

• eine studentische Vertreterin oder ein studentischer Vertreter 

• zwei externe Professorinnen oder Professoren mit Stimmrecht, die zu den Tagesordnungspunkten 
von Sitzungen des Senatsausschusses einzuladen sind, die sich mit der Beratung und Beschlussfas-
sung zur Akkreditierung und Reakkreditierung von Studiengängen befassen. 

(4) Mit beratender Stimme gehören dem Senatsausschuss an 

• eine weitere Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter oder der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung 

• zwei weitere studentische Vertreterinnen oder Vertreter der anderen beiden Fachbereiche und  

• die zentrale Gleichstellungsbeauftragte 

• die Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Stabsstelle Qualitätsmanagement. 
(5) Sofern ein professorales Mitglied eines Fachbereichs in einer internen Akkreditierungskommission als Be-

obachterin oder Beobachter mitgewirkt hat, berichtet er oder sie im Senatsausschuss, ist aber im Anschluss 
von der Beratung und Beschlussfassung zur Akkreditierung oder Reakkreditierung dieses Studienganges we-
gen Befangenheit auszuschließen. 

(6) Für die Vertretung der Mitgliedergruppen der Hochschule im Senatsausschuss findet § 37 Abs. 2 HochSchG 
Anwendung. 
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(7) Sofern das stimmberechtigte studentische Mitglied bei einer Beschlussfassung nicht mitwirken kann, geht 
das Stimmrecht auf ein beratendes studentisches Mitglied über. Das Stimmrecht des studentischen Mitglieds 
wechselt im jährlichen Turnus zwischen den Fachbereichen. 

(8) Der Vorsitz im Senatsausschuss liegt bei dem Mitglied der Hochschulleitung.  
(9) Die Gleichstellungsbeauftragte ist zu den Sitzungen des Senatsausschusses für Akkreditierung einzuladen 

und kann jederzeit als Mitglied mit beratender Stimme an Sitzungen teilnehmen. 
 

3. Abschnitt: Befragungen  

§ 4 Allgemeine Grundsätze 

(1) Für die nachfolgend beschriebenen Befragungen werden hochschulweit einheitliche Kernfragebögen einge-
setzt; fachbereichsspezifische Ergänzungen sind möglich.  

(2) Die Organisation der Befragungen erfolgt durch die Stabsstelle QM. 

§ 5 Studieneingangsbefragung 

(1) Zu Beginn des Wintersemesters werden die Erstsemesterstudierenden im Zuge der Studieneingangsbefra-
gung befragt. Die Studieneingangsbefragung dient insbesondere dazu, Informationen zum Übergang der Stu-
dierenden in die Hochschule oder vom Bachelor- in das Masterstudium zu erhalten.  

(2) Spezifische Auswertungen werden der Hochschulleitung, den Fachbereichs- und den Studiengangsleitungen 
sowie den Serviceeinheiten durch das QM zur Verfügung gestellt. 

§ 6 Lehrveranstaltungsbefragung 

(1) Für eine studentische Bewertung von Lehrveranstaltungen werden fachbereichsweise Lehrveranstaltungsbe-
fragungen durchgeführt. Die Durchführung erfolgt im Wechsel der Fachbereiche, sodass sich für jeden Fach-
bereich ein dreisemestriger Befragungsturnus. Eine Durchführung nach 2/3 der Vorlesungszeit eines Semes-
ters wird empfohlen; davon abweichende Regelungen sind möglich.  

(2) Die Lehrenden erhalten die Befragungsergebnisse zu ihren Lehrveranstaltungen. Nach dem Erhalt der Er-
gebnisse sollen die zentralen Ergebnisse mit den Studierenden der betreffenden Veranstaltung diskutiert und 
mögliche Verbesserungen abgeleitet werden. 

(3) Die Dekanin oder der Dekan des betreffenden Fachbereichs erhält die Einzelauswertungen aller Lehrveran-
staltungen des Fachbereichs sowie alle Auswertungen auf Studiengangsebene. Die Dekanin oder der Dekan 
soll bei Bedarf die Ergebnisse mit den Lehrenden erörtern und auf das Angebot hochschuldidaktischer Ver-
anstaltungen der Hochschule hinweisen. Die Besprechung der Einzelergebnisse für Lehrbeauftragte kann 
von der Dekanin oder dem Dekan auf die Fachrichtungsleitungs-, Fachgruppensprecher- oder Studiengangs-
leitungsebene übertragen werden; für diesen Fall wird der betreffenden Person ein Zugriff auf die Einzeler-
gebnisse der Lehrbeauftragten des jeweiligen Bereichs durch die Dekanin oder den Dekan eingeräumt. 

§ 7 Studienabschluss-, Absolventen- und Exmatrikuliertenbefragungen 

(1) Kurz nach Studienabschluss werden Studienabschluss- und Exmatrikuliertenbefragungen durchgeführt. Die 
Ergebnisse der Studienabschluss- und Exmatrikuliertenbefragungen dienen insbesondere der Bewertung der 
Studienbedingungen. Die Studienabschlussbefragungen erbringen zudem Erkenntnisse zum Übergang vom 
Studium in den Beruf.  

(2) Absolventenbefragungen werden zwei bis drei Jahre nach Studienabschluss durchgeführt. Die Absolventen-
befragungen dienen insbesondere dazu Erkenntnisse zur Aufnahme der Absolventinnen und Absolventen in 
den Arbeitsmarkt zu erlangen. 
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(3) Studienabschlussbefragungen und Absolventenbefragungen werden jeweils im Wechsel bezogen auf festzu-
legende Prüfungsjahrgänge durchgeführt. 

(4) Spezifische Auswertungen werden der Hochschulleitung, den Fachbereichs- und Studiengangsleitungen so-
wie den Serviceeinheiten durch das QM zur Verfügung gestellt. 

§ 8 Anlassbezogene Befragungen und Evaluation 

Anlassbezogen können weitere Befragungen wie Workloaderhebungen, Studierbarkeitsbefragungen und Lehren-
denbefragungen durchgeführt werden. 

4. Abschnitt: Entwicklung und Einrichtung, interne Akkreditierung, Weiterentwicklung und in-
terne Reakkreditierung von Studiengängen 

§ 9 Entwicklung und Einrichtung von Studiengängen 

Studiengänge sind gemäß den hochschulweit definierten Prozessen zur Entwicklung und Einrichtung von Studi-
engängen zu initiieren und gemäß § 11 intern zu akkreditieren.  

§ 10 Studiengangsberichte und Gespräche 

(1) Im Semester nach der Durchführung der Lehrveranstaltungsbefragung ist für die Studiengänge des betref-
fenden Fachbereichs ein Studiengangsbericht zu erstellen. Die für den jeweiligen Studiengang zuständige 
Studiengangsleitung erhält hierfür zum Anfang des Semesters ein Datenset, das im Senatsausschuss für Ak-
kreditierung zuvor abgestimmt worden ist. Im Studiengangsbericht ist die Entwicklung des Studiengangs zu 
dokumentieren; hierbei sind die vorhandenen Daten und Informationen durch die Studiengangsleitung zu 
interpretieren. 

(2) Im Rahmen der Erstellung des Studiengangsberichts führt die Studiengangsleitung anhand der im Senats-
ausschuss für Akkreditierung abgestimmten Struktur Gespräche mit Studierenden und Lehrenden zu vorlie-
genden Befragungsergebnissen und Kennzahlen und zur Erfassung eines Feedbacks zum Studiengang. Die 
Themenfelder aus dem Leitbild Lehre sind zu berücksichtigen. 

(3) Die Studiengangsleitung stellt der Fachbereichsleitung den Studiengangsbericht vor, um erforderliche Maß-
nahmen zu besprechen und festzulegen. 

(4) Der erste Studiengangsbericht für einen Studiengang ist turnusgemäß ein Semester nach der ersten Lehrver-
anstaltungsbefragung im Fachbereich zu erstellen. In diesem ersten Studiengangsbericht ist auch über die 
Umsetzung der Auflagen und Empfehlungen aus dem internen Akkreditierungsverfahren oder Reakkreditie-
rungsverfahren zu berichten. Die weiteren Studiengangsberichte orientieren sich an dem in Absatz 1 genann-
ten Turnus.  

(5) Spätestens sechs Semester nach dem ersten Studiengangsbericht sind externe Professorinnen oder Professo-
ren, Berufsvertreterinnen oder Berufsvertreter und Absolventinnen und Absolventen in die Gespräche zum 
Studiengang einzubeziehen. 

(6) Im letzten Zyklus der Erstellung von Studiengangsberichtens und damit vor der internen Reakkreditierung 
stellt die Fachbereichsleitung für die betreffenden Studiengänge zusätzlich der Hochschulleitung in einem 
Gespräch den aktuellen Sachstand vor. Ziel ist es, Maßnahmen insbesondere hinsichtlich der strategischen 
Entwicklung des Studiengangs im Kontext der strategischen Entwicklung der Hochschule abzuleiten. Die 
Ergebnisse des Gesprächs sind im nächstmöglichen Strategiegespräch der Hochschulleitung zu behandeln. 

(7) Die Ergebnisse der Gespräche sind im Studiengangsbericht zu dokumentieren. 
(8) Das interne Reakkreditierungsverfahren ist für einen Studiengang in der Regel 12 Semester nach dem ersten 

Studiengangsbericht einzuleiten.  
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§ 11 Interne Akkreditierung und Reakkreditierung 

(1) Vor Aufnahme des Studienbetriebes ist ein internes Akkreditierungsverfahren gemäß den nachfolgend be-
schriebenen Vorgaben durchzuführen. Die interne Erstakkreditierung ist in der Regel spätestens 12 Monate 
vor Start des Studiengangs einzuleiten. 

(2) Alle Studiengänge werden nach Aufnahme des Studienbetriebes in dem festgelegten Turnus durch interne 
Reakkreditierung überprüft. Die Verteilung der Reakkreditierungen über die Semester richtet sich nach ei-
nem Zeitplan, den der Senatsausschuss für Akkreditierung erstellt. Die interne Reakkreditierung ist in der 
Regel spätestens 12 Monate vor Ablauf der letzten gültigen Akkreditierung einzuleiten. 

(3) Bei Verfahren der internen Akkreditierung oder Reakkreditierung sind in den internen Akkreditierungskom-
missionen externe Expertinnen und Experten einzubeziehen. Auf Antrag des betreffenden Fachbereichs 
beim Senatsausschuss für Akkreditierung kann die Einbeziehung externen Expertinnen und Experten bei 
Reakkreditierungen auch in anderen Formaten, wie zum Beispiel schriftliches Verfahren, Workshop oder 
Symposium, erfolgen. 

(4) Der Senatsausschuss für Akkreditierung wählt die Mitglieder der internen Akkreditierungskommission für 
das jeweilige interne Akkreditierungsverfahren oder Reakkreditierungsverfahren aus. Er setzt die Mitglieder 
der internen Akkreditierungskommission per Beschluss ein. Für die Mitglieder der internen Akkreditie-
rungskommission ist zuvor eine Befangenheitsprüfung vorzunehmen. Sofern eine Befangenheit festgestellt 
wird, ist stattdessen eine andere Person zu bestellen. Hierbei sind die Richtlinien für die Zusammensetzung 
von internen Akkreditierungskommissionen zu beachten. Der Einsetzungsbeschluss leitet zugleich das in-
terne Akkreditierungsverfahren oder Reakkreditierungsverfahren ein. Im Falle internationaler Kooperations-
studiengänge ist die Kooperationshochschule bei der Verfahrensgestaltung zu beteiligen. 

(5) Der internen Akkreditierungskommission gehören stimmberechtigt in der Regel an 

• eine Professorin oder ein Professor des Fachbereichs des zu akkreditierenden Studiengangs mit Aus-
nahme der Fachbereichsleitung und der Lehrenden des zu akkreditierenden Studiengangs,  

• eine Professorin oder ein Professor aus einem der beiden anderen Fachbereiche, 

• zwei externe Professorinnen oder Professoren,  

• eine Berufsvertreterin oder Berufsvertreter und  

• eine externe Studierende oder ein externer Studierender an.  

Mit beratender Stimme gehört der internen Akkreditierungskommission in der Regel an 

• eine professorale Vertreterin oder ein professoraler Vertreter aus dem Senatsausschuss für Akkredi-
tierung. 
 

Im Falle internationaler Kooperationsstudiengänge sind in der internen Akkreditierungskommission externe 
Expertinnen und Experten mit internationaler Expertise zu bestellen.  
Ein Mitglied der internen Akkreditierungskommission ist Mitglied des Senatsausschusses für Akkreditierung 
und wirkt beratend mit.  
Den Vorsitz hat ein professorales Mitglied. Die Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Stabsstelle Qualitäts-
management gehören der internen Akkreditierungskommission mit beratender Stimme an. Die Gleichstel-
lungsbeauftragte ist von der Einsetzung der internen Akkreditierungskommission in Kenntnis zu setzen. So-
fern die Gleichstellungsbeauftragte die Teilnahme an dem internen Akkreditierungsverfahren ausdrücklich 
wünscht, ist sie als beratendes Mitglied in die Arbeit der internen Akkreditierungskommission einzubinden. 

(6) Die Tätigkeit der internen Akkreditierungskommission startet für das jeweilige interne Akkreditierungsver-
fahren oder Reakkreditierungsverfahren mit der Einsetzung durch den Senatsausschuss für Akkreditierung.  

(7) Die interne Akkreditierungskommission überprüft im internen Akkreditierungsverfahren       oder Reakkre-
ditierungsverfahren die Erfüllung der internen und externen Anforderungen an  Studiengänge und verfasst 
einen Abschlussbericht ggf. mit Auflagen und Empfehlungen. Im Falle internationaler 
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Kooperationsstudiengänge ist die Erstellung der Verfahrensunterlagen und des Abschlussberichtes in engli-
scher Sprache möglich. Die Prüfung der formalen Kriterien erfolgt durch die Stabsstelle QM. Für die Erstel-
lung und Änderung von Prüfungsordnungen ist der hochschulweit definierte Prozess einzuhalten; im inter-
nen Akkreditierungsverfahren oder Reakkreditierungsverfahren ist das Vorhandensein einer wirksamen Prü-
fungsordnung zum Start des Studienbetriebs im betreffenden Studiengang sicherzustellen. Die Prüfung strit-
tiger formaler Kriterien und der fachlich-inhaltlichen Kriterien erfolgt durch die interne Akkreditierungs-
kommission. Im Falle internationaler Kooperationsstudiengänge ist die Beteiligung der Kooperationshoch-
schulen am Begehungstag sicherzustellen. Weitere Einzelheiten zur Durchführung des Verfahrens regeln die 
Verfahrensregeln für interne Akkreditierungsverfahren und Reakkreditierungsverfahren an der Hochschule 
Mainz. 

(8) Die interne Akkreditierungskommission erstellt einen Abschlussbericht zu den Inhalten und Ergebnissen der 
internen Akkreditierung oder Reakkreditierung. Der Abschlussbericht enthält zudem eine abschließende Zu-
sammenfassung der Ergebnisse sowie gegebenenfalls Vorschläge für Auflagen und Empfehlungen für die in-
terne Akkreditierung oder Reakkreditierung des Studiengangs. Die Fachbereichsleitung und Studiengangs-
leitung erhalten die Möglichkeit der Stellungnahme zu dem Abschlussbericht. 

(9) Die Tätigkeit der internen Akkreditierungskommission endet mit Abgabe des Abschlussberichts bei der Vor-
sitzenden oder dem Vorsitzenden des Senatsausschusses für Akkreditierung. 

(10) Der Senatsausschuss für Akkreditierung entscheidet über die Erfüllung der festgelegten Qualitätskriterien 
für Studiengänge durch interne Akkreditierung oder Reakkreditierung ggf. mit Auflagen und Empfehlungen 
auf Grundlage des Abschlussberichts der jeweiligen internen Akkreditierungskommission. Im Falle interna-
tionaler Kooperationsstudiengänge ist die Kooperationshochschule über die Entscheidung zu informieren. 
Gegen die Entscheidung kann innerhalb eines Monats Beschwerde beim Advisory Board eingelegt werden.  

(11) Die interne Akkreditierung oder Reakkreditierung ist acht Jahre ab dem Beginn des Semesters gültig, in dem 
die Entscheidung durch den Senatsausschuss für Akkreditierung in der Hochschule bekannt gegeben wird; 
bei der internen Erstakkreditierung beginnt die Gültigkeit der Akkreditierung mit dem Semester in dem Stu-
diengang erstmalig angeboten wird. Der Senat ist über getroffene Akkreditierungsentscheidungen zu infor-
mieren. Die Urkunde der internen Akkreditierung oder Reakkreditierung mit ausgewiesener Laufzeit wird 
durch die Präsidentin oder den Präsidenten ausgestellt. Die Erfüllung etwaiger Auflagen ist gegenüber dem 
Senatsausschuss für Akkreditierung innerhalb der gesetzten Frist nachzuweisen. Die gesetzte Frist zur Auf-
lagenerfüllung richtet sich nach den Erfordernissen des betreffenden Akkreditierungsverfahrens oder Reak-
kreditierungsverfahrens und beträgt in der Regel 6 Monate ab Bekanntgabe der Akkreditierungsentschei-
dung. Eine Verlängerung der Frist durch Beschluss des Senatsausschusses für Akkreditierung ist möglich. 
Werden Auflagen nicht fristgemäß oder inhaltlich ausreichend durch den Studiengang erfüllt, ist dies durch 
Beschluss des Senatsausschusses festzustellen. Die Mängel sind dem Studiengang unter Setzung einer ein-
maligen Nachfrist zur Behebung mitzuteilen. Erfolgt dennoch keine Mängelbeseitigung, ist der Vorgang der 
Hochschulleitung anzuzeigen. Die Hochschulleitung benachrichtigt den betreffenden Fachbereich schrift-
lich, dass für einen Studiengang Auflagen der internen Akkreditierung oder Reakkreditierung nicht erfüllt 
wurden und der Studiengang die Möglichkeit hat in einer letztmaligen Nachfrist der Hochschulleitung die 
Auflagenerfüllung nachzuweisen; anderenfalls ist der Studiengang einzustellen, sobald keine wirksame Ak-
kreditierung mehr vorliegt. Die Studiengangsdokumentation ist gemäß den Ergebnissen der internen Akkre-
ditierung oder Reakkreditierung anzupassen. 
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§ 12 Anzeigepflichtige Änderungen an Studiengängen 

Wesentliche Änderungen bei Studiengängen bzw. Studiengangskonzepten sind dem Senatsausschuss für Akkredi-
tierung anzuzeigen. Dies betrifft insbesondere Änderungen der Studiengangsbezeichnung, Regelstudienzeit, Ab-
schlussgrade, Konzeption, Qualifikationsziele, des Profils und der Inhalte der Studiengänge. Eine wesentliche Än-
derung kann auch bei der Einrichtung von Vertiefungsrichtungen vorliegen, die den Erwerb substantiell unter-
schiedlicher Kompetenzen bei den Absolventinnen und Absolventen zum Ziel haben oder wenn ein identisches 
Curriculum in verschiedenen Vermittlungsformen, an unterschiedlichen Lernorten oder von unterschiedlichen 
Partnern angeboten wird. Der Senatsausschuss für Akkreditierung entscheidet, ob die wesentliche Änderung von 
der bestehenden Akkreditierung umfasst ist, oder, ob die Einbeziehung externer Expertinnen oder Experten not-
wendig oder, ob ein neues Reakkreditierungsverfahren durchzuführen ist. Änderungen am Studiengangskonzept 
sind durch den Studiengang fortlaufend zu dokumentieren.  

4. Abschnitt: Advisory Board und Beschwerdeverfahren 

§ 13 Advisory Board 

Die Hochschulleitung richtet ein Advisory Board für Angelegenheiten des Qualitätsmanagements ein. Dem Advi-
sory Board gehören in der Regel drei externe Professorinnen oder Professoren an. Das Advisory Board behandelt 
Beschwerden zu Angelegenheiten dieser Satzung und berät die Hochschule bei der Weiterentwicklung des Quali-
tätsmanagementsystems. Mitglieder des Advisory Board dürfen nicht als Externe bei Entscheidungen über Akkre-
ditierungen oder Reakkreditierungen durch den Senatsausschuss für Akkreditierung einbezogen werden. Die zent-
rale Gleichstellungsbeauftragte und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stabsstelle Qualitätsmanagement 
gehören dem Advisory Board mit beratender Stimme an. Die Mitglieder des Advisory Board werden durch den 
Senat auf Vorschlag der Hochschulleitung für die Dauer von drei Jahren bestellt. Das Advisory Board kann interne 
und externe Beteiligte einladen und anhören.  Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Advisory Board informiert 
die Beteiligten und die Hochschulleitung über getroffene Entscheidungen. 

§ 14 Beschwerdeverfahren 

(1) Sofern es in internen Akkreditierungsverfahrens oder Reakkreditierungsverfahren strittige Punkte oder un-
lösbare Sachfragen gibt, kann die Studiengangsleitung oder ein Mitglied der internen Akkreditierungskom-
mission bei der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Senatsausschusses für Akkreditierung Beschwerde 
einlegen. Kann die Beschwerde im Senatsausschuss für Akkreditierung nicht beigelegt werden, legt die Vor-
sitzende oder der Vorsitzende des Senatsausschusses für Akkreditierung die Beschwerde dem Advisory Board 
vor. Das Advisory Board soll Informationen zur Klärung des Sachverhalts sammeln und bei Bedarf Beteiligte 
zur Klärung der Angelegenheit einladen und anhören.  

(2) Ist nach der in Absatz 1 beschriebenen Vorgehensweise keine Abhilfe möglich, wird das interne Akkreditie-
rungsverfahren oder Reakkreditierungsverfahren durch die Präsidentin oder den Präsidenten abgebrochen. 
Sodann wird ein externes Programmakkreditierungsverfahren eingeleitet. Die Kosten hierfür sind von dem 
betreffenden Studiengang oder dem Fachbereich zu tragen, der für den Studiengang verantwortlich ist. 

5. Abschnitt: Verwendung der erhobenen Daten 

§ 15 Datenschutz 

(1) Daten von Mitgliedern und Angehörigen der Hochschule Mainz dürfen nur erhoben, verarbeitet und gespei-
chert werden, soweit dies für die Durchführung der in § 5 HochSchG beschriebenen Aufgaben unerlässlich 
ist. 

(2) Die für die jeweilige Organisationseinheit verantwortliche Person gibt den Beteiligten auf Antrag Auskunft 
über die zu ihrer Person gespeicherten Daten. 
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(3) Soweit Daten durch die Geschäftsstelle des Hochschulevaluierungsverbundes Südwest verarbeitet 
werden, regelt eine Datenschutzvereinbarung mit der Hochschule Mainz die Einzelheiten zur Auf-
tragsdatenverarbeitung. 

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

§ 16 Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung im Mitteilungsblatt der Hochschule Mainz in Kraft. Mit 
dem Inkrafttreten tritt die Qualitätsmanagementsatzung für Studium und Lehre der Hochschule Mainz vom 
21.09.2020 (Mitteilungsblatt Nr. 19/2020) außer Kraft.  

 

 

 

Mainz, den 13.12.2022 

 

 

Hochschule Mainz  
Prof. Dr. Susanne Weissman  
Präsidentin der Hochschule Mainz 

 


